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VU-Parteitag im Zeichen der 
momentanen Wirren 

Verfassung, Finanzplatz und Einbürgerung Alteingesessener kennzeichneten den VU-Parteitag 
Die aktuellen Wirren in unserem 
und um unser Land kennzeichne­
ten auch den VU-Parteitag. Hier­
bei stand die Verfassungsproble­
matik und der Finanzplatz im 
Mittelpunkt. Diesbezüglich gab 
Landtagspräsident Peter Wolffein 
Bekenntnis zur heutigen Verfas­
sung ab. Regierungschef Mario 
Frick wies die pauschalen Vorwür­
fe und Anschuldigungen in Bezug 
auf unseren Finanzplatz einmal 
mehr zurück. Justizminister Heinz 
Frommelt warb in seiner Anspra­
che für ein Ja bei der Volksab­
stimmung zur Einbürgerung Alt­
eingesessener. 

Alexander Batliner 

Der Parteitag der V U  wurde von Par­
teipräsident Oswald Kranz eröffnet. E r  
ging auf den Leitsatz des Parteitages 
«Den Grundwerten treu - der Zukunft 
verpflichtet» ein. Hierbei führte er aus: 
«Mit ihrem Leitsatz <Den Grundwerten 
treu - der Zukunft verpflichtet> will die 
VU an diesem Parteitag einmal mehr 
klar machen, dass sie die Grundwerte, 
welche unser Zusammenleben ordnen 
und die Grundlage für die Existenz un­
seres Staates bilden, bewahren und 
pflegen wil l . . .  Gleichzeitig will die VU 
betonen, dass sie sich der Zukunft ver­
pflichtet fühlt. In diesem Sinne erfüllt 
sie ihren Auftrag als gestaltende politi­
sche Kraft.» 

Regierungschef appellierte an 
Landesfürst 

Regierungschef Mario Frick ging in 
seiner Rede, die rund eine Stunde dau­
erte, auf die ganze Palette politischer 
Themen ein. Im ersten Teil seines Refe­
rates sprach er  über die momentanen 
Wirren in unserem Land, die er als Un­
behagen bezeichnete. E r  betonte: «Es 
gibt Gründe, wieso dieses Unbehagen, 
diese Unsicherheit verschiedenen Or­
tes vorhanden ist. Mir scheint es wich-

Regierungschef Mario Frick, der einen 
Rückblick a u f  seine Arbeit gab. 

tig, dass man diese Unsicherheit zugibt 
und auch erkennt, woher sie kommt. 
Das Unbehagen lässt sich vor allem mit 
drei Stichworten erfassen: Verfassung, 
Kirche, Angriffe von aussen.» In Bezug 
auf die Verfassung appellierte der Re­
gierungschef an den Landesfürsten, 
«von dieser zwangsweisen Änderung 
der Verfassung abzusehen oder aber zu­
mindest die Abstimmung über die Ver­
fassung auf einen Zeitpunkt zu verle­
gen, in dem Liechtenstein nicht mehr so 
im Kreuzfeuer gewisser ausländischer 
Staaten steht.» Des Weiteren sieht Ma­

Der Gemeindesaal von Balzers war nur rund zur Hälfte gefüllt. Ein Zeichen f ü r  die Regierungspolitik? (Bilder: bak) 

rio Frick die Diskussion im die Verfas­
sung belastet, da der Fürst ankündigte, 
seinen Wohnort nach Wien zu verla­
gern, wenn seine Vorschläge keine 
Mehrheit im Volk finden sollten. Mario 
Frick unterstrich: «Nachdem zusätzlich 
die Aussage unseres Fürsten bekannt 
wurde, dass im Falle der Nichtannahme 
seiner Vorschläge eine Wohnsitzverle­
gung nach Wien ins Auge gefasst wird, 
ist diese Diskussion noch einmal bela­
stet worden. Es ist plötzlich das zutiefst 
emotionale Element in die Waagschale 
geworfen worden, ob der Fürst hier 
oder in Wien seinen Wohnsitz haben 
soll. Ich halte diese Entwicklung für im 
höchsten Masse bedauerlich. Ich hoffe, 
wir können eine Volksabstimmung in 
dieser Frage vermeiden; wenn nicht, so 
ist für mich klar, dass ich ein Nein in die 
Urne legen werde. Unser Fürst allein 
hat es in der Hand, diese Zerreissprobe 
für das Land zu vermeiden.» 

In Bezug auf unseren Finanzplatz 
führte der Regierungschef aus, dass die 
pauschalen Vorwürfe gegen unser Land 
nicht gerechtfertigt seien. Diesbezüg­
lich unterstrich er, dass wir in der Ge­
setzgebung europäischen Standard ha­
ben würden und wir uns vor den Nach­
barn nicht zu verstecken brauchten. 
Mario Frick betonte: «Liechtenstein 
braucht, und das möchte ich noch ein­
mal betonen, was die Bekämpfung der 
Geldwäscherei anbelangt, was die 
Bekämpfung der  organisierten Krimi­
nalität anbelangt und was den Willen 
betrifft, einen sauberen Finanzplatz zu 
haben, sich vor'unseren Nachbarn nicht 
zu verstecken. Wir haben europäischen 
Standard.» Nichts desto trotz warb der 

Justizminister Heinz Frommelt warb f ü r  
ein Ja zur  Einbürgerung alteingesesse­
ner Ausländer. 

Regierungschef für eine Verschärfung 
der gesetzlichen Richtlinien. E r  führte 
aus: «Wir wollen den liberalen Finanz­
dienstleistungsplatz Liechtenstein mit 
seinen tiefen Steuern und mit seinen 
guten Dienstleistungen bewahren. 
Gleichzeitig wollen wir mit höchster 
Qualität aufwarten und die Krimina­
lität konsequent bekämpfen. Es reicht 
für Liechtenstein nicht, <nur> europäi­
schen Standard zu haben: wenn wir auf 
dieser Flanke nicht mehr angreifbar 
sein wollen, müssen wir den europäi­
schen Standard übertreffen - und zwar 
deutlich.» 

In seinen weiteren Ausführungen 
ging der Regierungschef auf die Arbeit 
der  Regierung in den letzten drei Jah­
ren ein. Diesbezüglich beleuchtete er  
die Gleichstellungspolitik, die Famili­
enpolitik, die Bildungspolitik, die Ar­
beitspolitik, die Wirtschaftspolitik, die 
Seniorenpolitik und die Jugendpolitik. 
Im Anschluss an die Ausführungen zu 
diesen Themen kam Regierungschef 
Mario Frick zum Ergebnis: «Ich konnte 
somit darlegen, dass es wirklich allen 
gut geht.» 

Peter Wolff und die Verfassung 
Der Landtagspräsident widmete sich 

in seiner Rede ausschliesslich der Ver­
fassungsproblematik. Seine Ansprache 
stellte er unter den Titel: «Bekenntnis 
zu unserer Verfassung» Hierbei erteilte 
e r  den Verfassungsvorschlägen des 
Fürstenhauses eine deutliche Absage. 
Nachdem er kurz auf die Vorschläge 
des Landesfürsten einging, kam Peter 
Wolff zum Resümee, bei welchem er  
betonte: «Zusammengefasst kann man. 
daher sagen, dass die fürstlichen Verfas­
sungsänderungsvorschläge unter dem 
Strich Landtag und Regierung und da­
mit wesentliche demokratisch gewählte 
Elemente der Staatsgewalt entschei­
dend schwächen würden, ohne dass die 
vorgesehenen neuen Volksabstim­
mungsmöglichkeiten vom Volk als Aus­
gleich ein massgebliches Gegengewicht 
gegen die gegenüber Landtag und Re­
gierung massiv gestärkte Position des 
Landesfürsten in die Hand geben wür­
de.» Peter Wolff machte sich deshalb in 
seiner Ansprache dafür stark, dass die 
Grundstruktur der heutigen Verfassung 
beibehalten werde. Er unterstrich: «Die 
Lehre, die aus diesen Vorgängen gezo­
gen werden muss, ist, dass Besonnen­
heit Not tut. Besonnenheit gegenüber 
Verfassungsänderungswünschen des 
Fürsten, durch die die bewährte Kräfte­
verteilung unserer Verfassung aus dem 
Gleichgewicht gebracht würde und 
durch die Landtag und Regierung in 
manchen Situationen, die eigentlich ein 
vertrauensvolles Miteinander erfor­
dern würden', nurmehr Marionetten des 
Fürsten wärön. Besonnenheit aber auch 
gegenüber qnderen Stimmen, die im 
Zuge der jetzigen Verfassungsdiskussi­
on ein grundsätzliches Überdenken der 
fürstlichen jRechte gemäss heutiger 
Verfassung verlangen. Ich glaube nach 

wie vor, dass es für unser Land das Bes­
te wäre, mit einer verfassungsmässigen 
Grundstruktur wie bisher weiterzule­
ben und ich bin fest davon überzeugt, 
dass massvoll ausgeübte monarchische 
Rechte gemäss der Kräfteverteilung 
der heutigen Verfassung auch im 21. 

gen. Eine Verfassungsinitiative mit der 
Zielrichtung Schwächung des Landta­
ges und damit des demokratischen Ele­
ments in unserem Staat kann nicht un­
terstützt werden.» 

Ja zur Einbürgerung 
Am Schluss des Parteitages rief Justiz­

minister Heinz Frommelt die spärlich 
erschienenen Gäste auf, bei der Volks­
abstimmung zur Einbürgerung Altein­
gesessener Ausländer ein Ja in die Urne 
zu legen. Für ihn steht mit dieser Ab­
stimmung teilweise die Zukunft unse­
res Landes auf dem Spiel. Er führte aus: 
«Das Wegschlagen der  ausgestreckten 
Hand, die über viele Jahre Hilfe geleis­
tet, die Uber viele Jahre am Bauwerk 
Liechtenstein mitgebaut hat, gefährdet 
unseren inneren Frieden, die soziale 
Gerechtigkeit und daher - folgerichtig 
- im Endeffekt auch unsere Zukunft. 
Sicher, ich übersehe die Argumente 
nicht, dass diese Vorlage einen Ein­
schnitt in die geordneten Verhältnisse 
der  Liechtensteinerinnen und Liech­
tensteiner darstellt. Das ist richtig, ein 
Einschnitt ist sie. Aber  ich meine, dass 
wir damit nicht die Ordnung zerstören, 
sondern die Ordnung unserer Gesell­
schaft für die weitere Zukunft unseres 
Landes in neue Koordinaten setzen, 
neu ins Fadenkreuz bringen, neu sicher­
stellen . . . Diese Vorlage beinhaltet 
Liechtenstein und seine Zukunft. Sie ist 
eine ausgewogene Lösung von Liech­
tensteinern für Liechtensteiner und 
Ausländer. Sie bestimmt das zukünftige 
Verhältnis von Liechtensteinern zu 
Ausländern. Lassen wir uns nicht davon 
abbringen, behalten wir unser Land, be­
halten wir die Zukunft unseres Landes, 
behalten wir die vitalen Interessen un­
seres Landes im Blick.» 

Parteipräsident Oswald Kranz. 

Jahrhundert zusammen mit den seit 
1921 verbrieften Rechten von Volk, 
Landtag und Regierung das richtige 
Modell für das Fürstentum Liechten­
stein sind.» Im Anschluss an die Rede 
des Landtagspräsidenten verabschiede­
te der Parteitag eine Entschliessung in 
welcher gefordert wird: «Jede Ände­
rung der bestehenden Verfassung, die 
das gegebene Kräfteverhältnis Fürst -
Landtag - Regierung verändert, darf Landtagspräsident Peter Wolff erteilte 
nur in Ubereinstimmung zwischen die- dön Verfassungsvorschlägen des Lau­
sen drei höchsten Staatsorganen erfol- desfürsten eine Absage. 
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